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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, DP eingebrachten Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Angestellten versiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes (Zweites Änderungsgesetz — ÄnVNG) 

— Drucksache 203 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
(Zweites Änderungsgesetz — ÄnVNG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Artikel 2 § 52 des Gesetzes zur Neuregelung des 
Rechts der Rentenversicherung der Angestellten 
(Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetz — 
AnVNG) vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 88) wird wie folgt geändert: 

ln Absatz 2 Sätze 1 und 2 wird jeweils die Zahl 
J958" durch die Zahl „1959" ersetzt. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
(Zweites Änderungsgesetz — ÄnVNG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Artikel 2 § 52 Äbs. 2 des Gesetzes zur Neurege- 
lung des Rechts der Rentenversicherung der Ange- 
stellten (Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetz — AnVNG) vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 88) erhält folgende Fassung: 

„(2) Handwerker, die im Zeitpunkt der Verkün- 
dung dieses Gesetzes die Voraussetzungen für dre 
Versicherungsfreiheit oder Befreiung von der hal- 
ben Beitragsleistung nach § 3 des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk erfül- 
len und versicherungsfrei oder von der halben Bei- 
tragsleistung befreit sind, jedoch infolge der Erhö- 
hung der Beiträge durch dieses Gesetz oder infolge 
einer Erhöhung des Einkommens die genannten Vor- 
aussetzungen nicht mehr erfüllen, bleiben bis zum 
31. März 1959 versicherungsfrei oder von der halben 
Beitragsleistung befreit, wenn und solange sie Prä- 
mien entsprechend den bis zum 28. Februar 1957 gel- 
tenden Beitragsklassen und dem bis dahin geltenden 
Beitragssatz der Rentenversicherung der Angestellten 
zahlen. Handwerker, die im Zeitpunkt der Verkündung 
dieses Gesetzes die Voraussetzungen für die Befreiung 
von der halben Beitragsleistung erfüllen und diese 
beantragt haben, erlangen Befreiung von der halben 
Beitragsleistung bis zum 31. März 1959 auch dann, 
wenn und solange die genannten Voraussetzungen 
infolge der Erhöhung der Beiträge durch dieses 
Gesetz oder infolge einer Erhöhung des Einkom- 
mens nicht mehr vorliegen, jedoch Prämien ent- 
sprechend den bis zum 28. Februar 1957 geltenden 
Beitragsklassen und dem bis dahin geltenden Bei- 
tragssatz der Rentenversicherung der Angestellten 
gezahlt werden.“ 



Deutscher Bun desta g — 3. Wahlperiode Drucl^ache 242 

Entwurf B e s c h 1 ü s s e d e s 20. A u s s c h u s s e s 

Artikel2 Artikel2 

Die Überschrift des Gesetzes zur Änderung des An- unverändert 

gestellten versicherungs'Neu regelungsgesetzes vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) wird er- 
gänzt durch den Zusatz „(Erstes Änderungsgesetz — 

AnVNG)". 


Artikels Artikels 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §13 unverändert 

Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land 

Berlin. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 4 


Artikel 4 


Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 31. März unverändert 

1958 in Kraft. 
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